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Irische Argumente gegen den Vertrag von Lissabon

Karl Albrecht Schachtschneider
1. Wiederholung der Volksabstimmung über denselben Vertrag
a) Vertragsablehnung des Iren
  Der Vertrag von Lissabon vom 13. Dezember 2007 ersetzt den durch Volksabstimmungen in Frankreich und den Niederlanden gescheiterten Vertrag über eine Verfassung für Europa vom 29. Oktober 2004. Der Staatspräsident Frankreichs und die Regierung der Niederlande haben keine erneute Volksabstimmung eingeleitet und mißachten damit die ablehnenden Voten ihrer Völker. Der Vertrag von Lissabon unterscheidet sich nur marginal von dem Verfassungsvertrag. Er ändert den Vertrag über die Europäische Union (EUV) und den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, der nunmehr Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV)
 heißen soll. Der Vertrag von Lissabon spricht nicht mehr von einer „Verfassung für Europa“, obwohl er eine solche Verfassung bleibt, er schreibt nicht mehr Symbole der Union fest, wie die Hymne, die Flagge, den Euro, obwohl die Symbole praktiziert werden, und er versteckt den Vorrang des Unionsrechts vor dem Recht der Mitgliedstaaten in der 17. Erklärung, obwohl dieser Vorrang ständige Rechtsprechung des Gerichtshof der Europäischen Union ist.
Der Vertrag von Lissabon ist von 22 Mitgliedstaaten ratifiziert worden. Das Irische Volk hat den Vertrag in der Volksabstimmung vom 12. Juni 2008 abgelehnt. Damit ist der Vertrag gescheitert. Der Ratifikationsprozeß wurde  mit dem Bemühen, das irische Volk doch noch zu dessen Annahme zu bewegen, fortgesetzt. In Deutschland mußte vor der Ratifikation das Bundesverfassungsgericht über Verfassungsklagen von mir und anderen entscheiden. Es hat die Zustimmung des Parlaments in Deutschland (Bundestag und Bundesrat) zum Vertrag von Lissabon nur „nach Maßgabe der Gründe“ des Urteils vom 30. Juni 2009 akzeptiert. Der Vertrag ist durch die Vorbehalte des deutschen Urteils wesentlich verändert. In Deutschland wird also ein anderer Vertrag gelten als in allen anderen Mitgliedstaaten, auch als in Irland, falls der Vertrag überhaupt in Kraft tritt.
Am 2. Oktober soll das Irische Volk noch einmal darüber abstimmen, ob es den Vertrag von Lissabon in seine Verfassung aufnehmen will oder nicht. Das ist rechtswidrig, weil eine Volksabstimmung nicht nur deshalb wiederholt werden darf, weil die Regierung das Ergebnis nicht akzeptiert, genauer weil die Vertragspartner die Ablehnung des Vertrages durch das Volk eines Mitgliedstaates nicht akzeptieren. Das Volk hat die Hoheit, anders formuliert: ist der Souverän, nicht die Regierung, nicht das Parlament. Das sind Organe des Staates, die den Willen des Volkes zu verwirklichen haben. Alle freiheitlich und rechtlich gesinnten Menschen in Europa sind entsetzt, daß Irland zu einer Wiederholung der Abstimmung gezwungen wird. Schon deswegen sollten alle Iren mit No stimmen. 
b) Zugeständnisse an Irland (?)
 Der Beschluß der Staats- und Regierungschefs vom 18./19. Juni 2009 macht Irland gewisse Zugeständnisse. Dieser Beschluß ändert aber weder formell noch materiell etwas an dem Vertrag von Lissabon. Selbst wenn die vermeintlichen Zugeständnisse in einem Protokoll ratifiziert werden, bleibt es bei dem Vertrag, den die Iren abgelehnt haben. Lediglich die Absicht, jedem Mitgliedstaat einen Kommissar zu belassen, also auch Irland, rückt von dem Vorhaben ab, die Kommission um der Arbeitsfähigkeit willen zu reduzieren (Rotationsverfahren). Den Vertrag ändert das nicht. 
Im Abschnitt A des Beschlusses heißt es, daß „weder die Bestimmungen des Vertrages von Lissabon, die die Charta der Grundrechte der Europäischen Union Rechtsstatus verleihen, noch die Bestimmungen dieses Vertrages im Bereich der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts den Geltungsbereich und die Anwendbarkeit des Schutzes des Rechts auf Leben, des Schutzes der Familie und des Schutzes der Rechte in Bezug auf Bildung der Verfassung Irlands berühren“. Dieser Beschluß gesteht nichts zu, was nicht ohnehin gilt. Die Geltung der nationalen Verfassungen und Gesetzes wird durch das Unionsrecht nicht berührt. Das Unionsrecht gilt neben dem nationalen Recht. Aber das Unionsrecht ist vorrangig anwendbar. Wenn nationale Gesetze anwendbar bleiben, weil es für einen Sachverhalt keine Unionsvorschriften gibt, sind nach wie vor die nationalen Verfassungen und deren Grundrechte maßgeblich. Es gibt nach Art. 51 der Charta der Grundrechte keine Anwendungskonkurrenz der nationalen und der unionalen Grundrechte. Der Beschluß zu A ändert nichts am abgelehnten Vertrag von Lissabon. Die Iren werden getäuscht, wenn anderes gesagt wird. Die Worte, auf die es ankommt, sind „Geltung“ und „Anwendbarkeit“. Das sind Fachausdrücke, die nicht jedermann versteht. Der irische Grundrechtsschutz der genannten Grundrechte geht trotz dieses Beschlusses gegenüber den Gesetzen der Union verloren.
Nach Abschnitt B des Beschlusses vom 18./19. Juni 2009 soll durch den Vertrag von Lissabon „für keinen Mitgliedstaat irgendeine Änderung in Bezug auf den Umfang und die Ausübung der Zuständigkeiten der Union im Bereich der Steuerpolitik“ erfolgen. Wenn der Vertrag von Lissabon die steuerpolitischen Zuständigkeiten nicht ändert, wie der Beschluß feststellt, dann bedeutet dieser Beschluß nichts. Er ändert den Vertrag in keiner Weise. Man muß völkerrechtliche Verträge, Beschlüsse und Erklärungen sehr genau studieren, um den oft versteckten Sinn zu erfassen. Wiederum soll den Iren suggeriert werden, daß ihre Hoheit (Souveränität) geschont wird, obwohl der Sache nach nichts zugestanden oder geändert wird. Im übrigen enthält der Vertrag in Art. 311 Abs. 3 S. 2 AEUV die klare Regelung, daß der Rat einstimmig „neue Kategorien von Eigenmitteln“ beschließen kann. Damit sind vor allem Steuern gemeint. Das ändert an den steuerpolitischen Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten nichts, sondern es kann eine Besteuerung  durch die Europäische Union hinzukommen, wenn das irgendwann einmal vom Rat, der allerdings das „System der Eigenmittel“ einstimmig festlegen muß, beschlossen werden sollte. Die Eigenmittel konnte der Rat nach Art. 269 Abs. 2 EGV im übrigen auch bisher schon bestimmen. Er bedurfte und bedarf weiterhin der der Annahme bzw der Zustimmung der Mitgliedstaaten gemäß bzw. im Einklang mit ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften. Die Formulierung des Beschlusses B ist wiederum raffiniert, ändert aber an dem abgelehnten Vertrag nichts.
Der Abschnitt C des Beschlusses befaßt sich mit der „Sicherheit und Verteidigung“. Auch Abschnitt C ändert den Vertrag von Lissabon nicht und rechtfertigt keine neue Abstimmung in Irland. Es heißt dort: „Der Vertrag von Lissabon berührt oder präjudiziert nicht Irlands traditionelle Politik der militärischen Neutralität“. Der Abschnitt des Vertrages über die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik hat in Art. 42 Abs. 2 Unterabsatz 2 Satz 1 EUV klargestellt, daß er „den besonderen Charakter der Sicherheits- und Verteidigungspolitik bestimmter Mitgliedstaaten nicht berührt“. Damit wird die Neutralität Irlands respektiert. Das ist in Absatz 7 Satz 2 dieser Vorschrift für die Beistandspflicht, wenn ein bewaffneter Angriff auf das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates erfolgt, wiederholt. Der Beschluß über den Übergang zu einer gemeinsamen Verteidigung nach Art. 42 Abs. 2 S. 2 EUV muß vom Europäischen Rat einstimmig getroffen werden. Er bedarf der Zustimmung der Mitgliedstaaten im Einklang mit ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften. Mit einem solchen Beschluß endet die eigenständige Verteidigungshoheit (die freilich durch die Mitgliedschaft in der NATO ohnehin weitestgehend aufgehoben ist) und Verteidigungsfähigkeit der beteiligten Mitgliedstaaten und damit ein wesentlicher Teil deren existentieller Staatlichkeit gänzlich. Irland kann die gemeinsame Verteidigung zwar ablehnen, aber es ist dann militärisch verteidigungsunfähig, auch gegenüber den militärisch vereinten Mitgliedstaaten der Union. Dieser Aspekt der Souveränität darf für die Zukunft nicht ignoriert werden. Die anderen Mitgliedstaaten können nach Art. 42 Abs. 6 EUV in Verbindung mit Art. 46 EUV eine „Ständige Strukturierte Zusammenarbeit“ begründen, welche auch zu einer gemeinsamen Verteidigung der beteiligten Mitgliedstaaten führen kann. Die sicherheits- und verteidigungspolitischen Vorbehalte gelten alle auch in Deutschland, weil sonst der Vertrag von Lissabon die Grenzen, welche das deutsche Grundgesetz zieht überschreiten würde
.
Aber was bedeutet der Neutralitätsvorbehalt wirklich? 

Der Verfassungsvertrag überträgt nicht nur die Verteidigungshoheit der Mitgliedstaaten weitgehend auf die Europäische Union, sondern begründet eine militärische Unionsmacht, welche zu entwickeln und zu stärken Verpflichtung der Mitgliedstaaten wird (Art. 42 Abs. 3 EUV). „Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, ihre militärischen Fähigkeiten schrittweise zu verbessern“ (UnterAbs. 2 S. 1). Dem dient auch eine Europäische Verteidigungsagentur (Unterabs. 2 .S. 2). Das gilt auch für Irland.

Zur Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik gehören „die Missionen außerhalb der Union zur Friedenssicherung, Konfliktverhütung und Stärkung der internationalen Sicherheit in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen“ (Art. 42 Abs. 1 EUV). Die Union ermächtigt sich u. a. zur Bekämpfung des Terrorismus auch in Drittländern (Art. 43 Abs. 1 S. 2 EUV). Der Begriff des Terrorismus ist ungeklärt und unklar. Mit der Annahme des Terrorismus läßt sich der Einmarsch in ein Drittland und die Besetzung eines Drittlandes rechtfertigen. Diese werden „Kampfeinsätze im Rahmen der Krisenbewältigung einschließlich Frieden schaffender Maßnahmen und Operationen zur Stabilisierung der Lage nach Konflikten“ eingestuft (Art. 43 Abs. 1 S. 1 EUV). So argumentiert etwa der Bundesverteidigungsminister Deutschlands gegen die Kritik, daß Deutschland in Afghanistan einen Krieg führe. Mit der Befugnis zu Missionen mißt sich die Union ein Recht zum Kriege (ius ad bellum) zu, das sie zu Angriffskriegen ermächtigt, welche mit den genannten Zwecken nicht gerechtfertigt werden können. Das Gewaltverbot ist ein Grundpfeiler des modernen Völkerrechts (Art. 2 Abs. 1 UNO-Charta). Es verbietet Interventionen, auch die humanitäre Intervention
. Die Mitglieder der Vereinten Nationen haben das Recht zur Verteidigung, auch zur Verteidigung im Bündnis (Art. 51 UNO-Charta). Jede militärische Mission, die nicht der Verteidigung dient, ist völkerrechtswidriger, verfassungswidriger und strafbarer Angriffskrieg. Der Weltfrieden rechtfertigt den Einsatz militärischer Gewalt allenfalls, wenn dies der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen beschließt (Art. 42 UNO-Charta). Diese Missionen fallen überhaupt nicht unter das Neutralitätsprinzip, weil sie keine Staatenkriege im Sinne des tradierten Völkerrechts, insbesondere des Völkerkriegsrechts sind. Die (sogenannte) irische Klausel greift nicht. Es sind aber Kriege, moderne oder asymmetrische Kriege. Allemal provozieren sie terroristische Aktionen in den Ländern, die sich an den Missionen beteiligen und vielleicht auch in den Mitgliedstaaten der Union, die nicht daran teilnehmen. Über den Einsatz der Streitkräfte muß nach deutschem Verfassungsrecht das Parlament entscheiden. Das gilt schon nach Art. 44 EUV auch für Irland, wie der Beschluß C am Ende klarstellt. In die Kriege (Missionen), welche die Union im Rahmen der NATO oder auch ohne diese führt und führen wird, werden alle Mitgliedstaaten allein schon durch die wirtschaftliche Verflechtung unvermeidlich einbezogen, selbst wenn die Neutralität im engeren militärischen Sinne gewahrt bleibt. Wer kann in der friedlosen, militarisierten Welt mit der Einhaltung des Völkerrechts rechnen? Das macht die NATO nicht, das machen die USA nicht, das macht Deutschland nicht, geschweige denn andere Staaten. Die Europäische Union des Lissabonner Vertrages rüstet sich zum Krieg. Sie ist kein Friedenswerk. Irland wird sich den Kriegen nicht entziehen können. Die Verteidigungs- und (vermeintliche) Friedenspolitik wird vielmehr von „dem Geist der Loyalität und der gegenseitigen Solidarität“, welche die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der Mitgliedstaaten bestimmen soll (Art. 24 Abs. 3 EUV), geleitet, so daß eine eigenständige, etwa pazifistische Friedenspolitik langfristig nicht durchhaltbar ist. 
Die (weitere) Militarisierung der Union beendet die Friedenspolitik jedenfalls Deutschlands, die vom Grundgesetz gefordert ist, welches die Bundeswehr (abgesehen von begrenzten innenpolitischen Aufgaben und Befugnissen) für die Verteidigung eingerichtet hat (Art. 87a Abs. 1 S. 1 GG)
. Die Europäische Union bezweckt mit der Sicherheits- und Verteidigungspolitik des Vertrages von Lissabon, sich als Weltmacht oder Großmacht neben die Vereinigten Staaten von Amerika zu stellen. Das verläßt das Friedensparadigma Europas, welches als die große Rechtfertigung der europäischen Integration vorgegeben wird.

Aus all den Gründen muß man den Vertrag von Lissabon ablehnen.

2. Existentielle Entstaatlichung 

Der Vertrag von Lissabon wird die politischen Verhältnisse  in den Mitgliedstaaten umwälzen, vor allem weil die Einzelstaaten nur noch Gliedstaaten im Unionsstaat, dem Europäischen Bundesstaat, sein werden. Die existentiellen staatlichen Aufgaben und Befugnisse werden (noch mehr als jetzt schon nach dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag über die Europäische Gemeinschaft) Sache dieses Unionsstaates sein. Der Schritt zu diesem Unionsstaat kann nur gegangen werden, wenn die Verfassungen der Völker, auch die Irlands, es erlauben, ihre existentielle Staatlichkeit derart weitgehend auf den Unionsstaat zu übertragen erlaubt, wie es der Vertrag vorsieht. Die wichtigste Grenze der Integration ist die, daß in Irland alle Staatsgewalt vom Volke (dem Irischen Volke) ausgeht (Art.   ).  Das gebietet die durchgehende demokratische Legitimation aller Hoheitsgewalt, die in Irland ausgeübt wird, durch das Irische Volk. Das wird nur gewährleistet, wenn bei der Übertragung der Hoheitsrechte auf die Union zur gemeinschaftlichen Ausübung der nationalen Staatsgewalten das Prinzip der begrenzten Ermächtigung
 eingehalten wird, weil nur dadurch die Politik der Unionsorgane voraussehbar und von den nationalen Parlamenten, dem    , verantwortbar und dadurch demokratisch legitimiert ist
. Die durch den Vertrag von Lissabon übertragenen Aufgaben und Befugnisse sind aber weit und offen. Insbesondere werden der Union Befugnisse eingeräumt, diese selbst (autonom) zu bestimmen, um ihre Ziele zu verwirklichen (Kompetenz-Kompetenzen). Die Ermächtigungen ermöglichen in der Praxis der Unionsorgane eine umwälzende und nicht erwartete oder auch nur erwartbare Politik, die somit keine demokratische Legitimation hat. Die Union kann all ihre weitgesteckten Ziele durchsetzen, ohne daß die Völker und deren Vertretungsorgane noch einmal gefragt werden müßten.

3. Europäische Union als Bundesstaat ohne Legitimation
Der Staat ist, republikanisch, also freiheitlich, konzipiert, die „Vereinigung einer Menge von Menschen unter Rechtsgesetzen“
. Staatlichkeit ist die Staatsgewalt, also die Hoheit, die aufgrund der verfassungsgemäßen Aufgaben und Befugnisse aus einer Vielheit von Hoheitsrechten besteht. Existentieller Staat ist das zum Staat verfaßte Volk (als Schicksalsgemeinschaft), existentielle Staatlichkeit sind die wesentlichen Hoheitsrechte eines Volkes, welche es um der Freiheit und des Eigentums willen selbst unmittelbar oder mittelbar durch seine Vertreter ausüben muß
.

a) Staatseigenschaft und Staatlichkeit der Union

Die Verfassung Irlands kennt kein allgemeines Integrationsprinzip. Sie ist offen für die Entwicklung der Integration, welcher das Irische Volk durch Volksentscheide gebilligt hat. Das zeigen die Verfassungsänderungen in Art. 29 Abs. 4, welche die Verträge der Gemeinschaften bzw. der Union in das Recht Irlands übernommen haben und diesen Verträgen (Primärrecht) und den Rechtsakten der Gemeinschaften und Union auf Grund der Verträge (Sekundärrecht) Vorrang vor dem irischen Recht einschließlich dem Verfassungsgesetz eingeräumt haben. Demgemäß muß auch der Vertrag von Lissabon gemäß Art. 47 der Verfassung Irlands durch Volksentscheid angenommen werden. Dennoch ist Irland nicht für jede Verfassungsentwicklung offen, die im Verfahren der Verfassungsänderung zustande kommt. Die elementaren Verfassungsgrundsätze, die gewissermaßen mit dem Menschen geboren sind, die Würde des Menschen und damit die Freiheit und Gleichheit der Menschen stehen nicht zur Disposition der Politik. Das folgt aus der Präambel der irischen Verfassung und mittelbar aus Art 5 und 6 der Verfassung, nämlich aus dem demokratischen Prinzip und der Regierungsgewalt des Irischen Volkes, seiner Souveränität. Das gilt für alle Völker. Im Lissabon-Urteil hat das deutsche Bundesverfassungsgericht das zur Grundlage seiner Entscheidung gemacht (Rdn. 208, 210 f.). Demgemäß ist das Volk Träger der Staatsgewalt (Regierungsgewalt oder Hoheit oder Souveränität), wie das in Art. 6 der Verfassung Irrlands klarstellt. Das Volk hat das Recht, „alle Fragen der nationalen Politik im Einklang mit den Erfordernissen des Gemeinwohls zu entscheiden“, klärt dieser Artikel, dessen Aussagen zwingend aus der Würde des Menschen folgen, nämlich aus der gleichen politischen Freiheit der Menschen. Solange nicht ein anderes, neues Volk, ein Volk der Unionsbürger, geschaffen ist, das über originäre Hoheit verfügt, kann es keine Politik in Irland geben, über die nicht das Irische Volk das letzte Wort hat. Sonst würde sich das Irische Volk selbst entmachten, genauer: die Freiheit und Würde nehmen. Würde und Freiheit sind aber unverzichtbar. Der Vertrag von Lissabon entstaatlicht aber Irland wie auch die anderen Mitgliedstaaten weitgehend und ist darum mit der Verfassung der Menschheit des Menschen unvereinbar. Einen solchen Vertrag kann das Irische Volk nicht billigen, solange es ein Volk ist. Das verbietet das Rechtsprinzip, dem Irland sich ausweislich Art.    Verpflichtet weiß. Daß es ein Unionsvolk nicht gibt,  ist auch der Grund, warum das deutsche Bundesverfassungsgericht sich bisher auf den Standpunkt gestellt hat, daß die Europäische Union weder ein Staat noch ein Bundesstaat sei
. 

Das deutsche höchste Gericht hat für diese Doktrin aber weder einen Begriff des Staates oder des Bundesstaates entwickelt noch geprüft, ob die Europäische Union ein Staat oder Bundesstaat ist. Daß die Vertretungsbefugnisse des Deutschen Bundestages „noch nicht in einer Weise entleert“ seien, daß „das Demokratieprinzip, soweit es für unantastbar erklärt ist, verletzt“ sei, hat das Gericht im Maastricht-Urteil 1993 ohne jede Erörterung der Aufgaben und Befugnisse der Union und deren Gemeinschaften im Einzelnen und in der Gesamtheit ausgesprochen
. Die Sach- und Rechtslage ist eine andere: Die Europäische Union ist kein existentieller Staat und wird auch durch den Vertrag von Lissabon kein existentieller Staat, weil nur ein zu einem Staat verfaßtes Volk ein existentieller Staat ist, in dem durch die Staatsverfassung die originäre Hoheit, nämlich die Macht (Handlungsmöglichkeiten) des ganzen Volkes, als Staatsgewalt verfaßt ist. Diese originäre Hoheit bleibt den Völkern der Mitgliedstaaten, welche sich zu existentiellen Staaten verfaßt haben. Sie ist (gewissermaßen als Realität der Freiheit) unübertragbar. Die Union handelt aufgrund der ihr von den Mitgliedstaaten zur gemeinschaftlichen Ausübung übertragenen (besser: zugewiesenen) Hoheitsrechte
 Diese Übertragung kann zurückgenommen werden. Auch der Vertrag von Lissabon verfaßt kein Volk, wenn er auch von „Bürgerinnen und Bürgern“ spricht, die auf Unionsebene unmittelbar im Europäischen Parlament vertreten seien (Art. 10 Abs. 2 EUV), aber auch von „Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern“, aus deren Vertretern sich das Europäische Parlament zusammensetze (Art. 14 Abs. 2 S. 2 EUV). Derartige Texte begründen keine originäre Hoheit und verfassen keinen existentiellen Staat. Sie sind rechtswidrig, weil sie der staatsrechtlichen Lage nicht entsprechen. Originäre Hoheit bedarf der Verfassungsgebung des Volkes, also des Unionsvolkes. Ein solcher Schritt aber setzt voraus, daß die verbundenen Völker ihre existentielle Staatseigenschaft und existentielle Staatlichkeit einzuschränken oder gar aufzugeben bereit sind. Das will kein Volk Europas, schon gar nicht die Iren. 
Aber der Union sind schon jetzt Aufgaben und Befugnisse existentieller Staatlichkeit als Hoheitsrechte zur gemeinschaftlichen Ausübung übertragen, welche um der demokratischen Legitimation willen den Völkern als existentiellen Staaten verbleiben müssen, weil sonst das demokratische Fundamentalprinzip: Alle Staats- oder Regierungsgewalt geht vom Volke aus, verletzt wird. Der existentielle Staat, das zum Staat verfaßte Volk also, kann und darf Hoheitsrechte nur auf eine völkerrechtliche (‚supranationale’) Organisation, die Union also, zur gemeinschaftlichen Ausübung übertragen, wenn die Ermächtigungen zu einer voraussehbaren und dadurch für die Vertreter des Volkes, wegen der demokratischen Transparenz, besser: für das Volk verantwortbaren Politik der Union führt (Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung)
. Die übertragenen Hoheitsrechte ermächtigen die Union aber nicht begrenzt und bestimmt, sondern weit und offen. Sie geben der Union allenfalls ein sehr vages Orientierungsprogramm, so wie es in Verfassungen zu stehen pflegt, aber die parlamentarische Verantwortung der Mitgliedstaaten für die Politik nicht ermöglicht. Die Politik der Union können die Völker und ihre Vertreter nicht voraussehen und verantworten. Der Legitimationszusammenhang zwischen den Völkern und der Europäischen Union ist zerrissen. Im Vertrag von Lissabon ist denn auch der „Grundsatz der begrenzten Einzelermächtigung“ nichts anderes als die fast grenzenlos weiten „Zuständigkeiten“, die der Europäischen Union von den Mitgliedstaaten zur Verwirklichung der Unionsziele übertragen werden (Art. 5 Abs. 2 EUV). Die Union kann mangels originärer Hoheit nur derivative Befugnisse haben und Zuständigkeiten sind immer irgendwie begrenzt. Die demokratierechtliche Substanz der Voraussehbarkeit und Verantwortbarkeit ist in dieser Vertragsgebung gänzlich verloren, ja explizit negiert.
b) Keine eigenständige demokratische Legitimation der Union

Eine eigenständige demokratische Legitimation hat die Union mangels eines Unionsvolkes, das eine originäre Hoheit hat, nicht. Das würde eine Unionsverfassung voraussetzen, welche ein Unionsvolk hervorbringt. Das Europäische Parlament ist ein Organ des Staatenverbundes
 und wird es ohne verfaßtes Unionsvolk bleiben, nicht aber (entgegen den zitierten Texten) ein Vertretungsorgan eines Unionsvolkes. Dafür fehlt der konstitutionelle Verfassungsakt, der eben die Öffnung der Verfassungen der Mitgliedstaaten für einen existentiellen Unions(bundes)staat voraussetzt. Im übrigen wird das Europäische Parlament nicht gleichheitlich gewählt und vermag darum keine demokratische Legitimation zu begründen, sondern diese allenfalls zu „ergänzen und zu stärken“
. Es bleibt der Sache nach eine „Versammlung der Vertreter der Völker“ (Art. 189 Abs. 1 EGV geltende Fassung), das kein Unionsvolk mit originärer Hoheit repräsentiert. Würde die demokratische Legitimation vom Europäischen Parlament ausgehen oder nur wesentlich verstärkt werden, wäre das Fundamentalprinzip der Freiheit, nämlich die Gleichheit aller Menschen und Bürger in der Freiheit, gröblich verletzt. 

c) Europäische Union als echter Bundesstaat

aa) Die Europäische Union ist schon jetzt und erst recht nach dem Vertrag von Lissabon ein echter Bundesstaat
, echt, weil sie aufgrund eines (völkerrechtlichen) Vertrages zwischen den Mitgliedstaaten von diesen übertragene Hoheitsrechte gemeinschaftlich ausübt. Sie ist institutionell ein Staat, wenn auch mangels eines Staatsvolkes kein existentieller Staat, und sie hat funktionell Aufgaben und Befugnisse eines Staates, also Staatlichkeit, zu Unrecht sogar existentielle Staatlichkeit. Typisch für den echten Bundesstaat ist das Austrittsrecht (Art. 50 EUV). Die Union ist kein Bundesstaat nach dem Modell des unechten Bundesstaates, wie es Deutschland und auch Österreich sind. Der unechte Bundesstaat beruht nicht auf Vertrag der Mitgliedstaaten (Länder), sondern auf einem den Bundesstaat insgesamt ordnenden Verfassungsgesetz, welche den Gesamtstaat im Sinne eines Bundesstaates föderalisiert. Die funktionale und institutionelle Staatlichkeit der Hoheitsgewalt der Union beruht auf den durch die Verträge übertragenen Hoheitsrechten der Mitgliedstaaten und dient der gemeinschaftlichen Ausübung dieser Hoheitsrechte, ist also Ausübung der Bundesstaatsgewalt eines echten Bundesstaates. Der meist gebrauchte Begriff der Supranationalität ist eine die Bundesstaatseigenschaft der Union verschleiernde Wortbildung
. Nicht die Eigenschaft der Union als echter Bundesstaat ist verfassungswidrig. Diese genügt vielmehr dem grundgesetzlichen Begriff eines „vereinten Europas“ (Präambel; Art. 23 Abs. 1 S. 1), sondern deren Ausstattung mit Aufgaben und Befugnissen existentieller Staatlichkeit, aber ohne demokratische Legitimation. 

bb) Die neue Zuständigkeitsteilung des Vertrages von Lissabon schließt die Dogmatik vom Staatenverbund aus. Die Dogmatik des Bundesstaates ist unausweichlich. Der Vertrag über die Arbeitsweise der Union unterscheidet in Art. 2  Abs. 1 und Abs. 2 „ausschließliche Zuständigkeiten“ und „geteilte Zuständigkeiten“, abgesehen von Koordinierungszuständigkeiten in Art. 5 und Art. 6. Im Bereich der ausschließlichen Zuständigkeiten „kann nur die Union gesetzgeberisch tätig werden und verbindliche Rechtsakte erlassen“. „Die Mitgliedstaaten dürfen in einem solchen Fall nur tätig werden, wenn sie von der Union hierzu ermächtigt werden, oder um Rechtsakte der Union durchzuführen“ (Art. 2 Abs. 1 AEUV). Nach dem eindeutigen Wortlaut verlieren die Mitgliedstaaten im Bereich ausschließlicher Zuständigkeit der Union ihre Gesetzgebungshoheit, die sie durch den Vertrag von Lissabon auf die Europäische Union übertragen. Jedenfalls dadurch wird über die bisherige bundesstaatliche Integration hinaus ein Bundesstaat begründet. Die Mitgliedstaaten verlieren einen Teil ihrer Hoheit, d.h. sie können Staatsgewalt nur noch insoweit ausüben, als sie ihnen verblieben ist, wie das in einem echten und erst recht in einem unechten Bundesstaat, in dem die Ausübung der Staatsgewalt zwischen dem Bund, dem Zentralstaat, und den Gliedstaaten, den Ländern, geteilt ist, üblich ist. Das Recht geht nicht mehr insgesamt vom Volk aus, sondern in dem zur ausschließlichen Zuständigkeit der Union übertragenen Bereich von der Union. Das entspricht einer „autonomen“ Rechtsordnung der Gemeinschaft, von der der Europäische Gerichtshof vom Beginn seiner Judikatur ausgeht, die aber mangels originärer Hoheit keine Grundlage. Das Fundamentalprinzip der Demokratie wird somit für den Bereich ausschließlicher Zuständigkeiten der Union eingeschränkt, aber auch für den Bereich der geteilten Zuständigkeiten der Union nach Art. 2 Abs. 2 AEUV, soweit die Union die geteilten Zuständigkeiten ausgeübt hat. Wenn die Mitgliedstaaten in dem Bereich der ausschließlichen Zuständigkeit der Union oder auch nur in dem Bereich der geteilten Zuständigkeit der Union, wenn diese die Zuständigkeit ausgeübt hat, gesetzgeberisch tätig werden, sind diese Gesetze mangels Zuständigkeit nichtig und nicht mehr nur wegen des Vorranges des Unionsrechts nicht anwendbar. 

cc) Die Mitgliedstaaten wahren ihre Eigenständigkeit, und, wenn man so will, Souveränität nur darin, daß sie gemäß Art. 50 EUV n. F. aus der Union austreten können. Diese Möglichkeit ändert nichts daran, daß die Mitgliedstaaten, solange sie Mitglied der Europäischen Union sind, Gliedstaat eines Bundesstaates sind, die nur noch einen (geringen) Teil der Hoheit, der Staatsgewalt also, inne haben. Dem kann niemand zustimmen, der sich der Demokratie verpflichtet weis, wie die Iren nach Art. 5 ihrer Verfassung. Darum : No!
4. Neoliberale Wirtschafts- und Währungsunion 

a) Wirtschaftsverfassung des Sozialprinzips 

Die Wirtschafts- und Währungsunion überantwortet schon jetzt und erst recht nach dem Vertrag von Lissabon (Art. 3 Abs. 4 EUV, Art. 119 ff. AEUV) der Union die Wirtschafts- und Währungshoheit, ohne welche die Mitgliedstaaten ihre existentiellen Aufgaben nicht erfüllen können, zumal nicht die sozialen Aufgaben. Die Republik Irland ist durch Art. 45 seiner Verfassung dem Sozialprinzip
 verpflichtet. „Gerechtigkeite und Nächstenliebe“ sollen „alle Einrichtungen des nationalen Lebens leiten“ (Absatz 1). Das Sozialprinzip ist ein Fundamentalprinzip der Republik. Es ist als das Prinzip der Nächstenliebe oder der Brüderlichkeit untrennbar mit den Prinzipien der Freiheit und Gleichheit verbunden. Sein Gesetz ist der kategorische Imperativ, das Sittengesetz, das zugleich die freiheitliche Grundpflicht jedes Menschen bestimmt (Art. 1 Allgemeine Erklärung der Menschenrechte; Art. 2 Abs. 1 GG Deutschland)
. Die Wirtschaftsverfassung Irlands ist demgemäß wie die Deutschlands die der marktlichen Sozialwirtschaft
. Dieser Begriff bringt die ausschließliche Verantwortung des existentiellen Staates für das gute Leben aller seiner Bürger zum Ausdruck, so wie das Art. 45 der Verfassung Irlands klarstellt. Der Staat ist darum zu einer Politik verpflichtet, die allen Menschen die bürgerliche Selbständigkeit ermöglicht. Das gebietet vor allem eine Politik, die allen Bürgern Beschäftigung im Sinne eines Rechts auf Arbeit (Art. 45 Abs. 2 i Verf. Irlands)
 gibt. 

b) Neoliberale Wirtschaftsverfassung der Union 

Die Wirtschafts- und Währungsunion der Europäischen Union ist demgegenüber „dem Grundsatz der offenen Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb“ verpflichtet (Art. 119 AEUV). Der „Binnenmarkt mit freiem und unverfälschtem Wettbewerb“ und die „im hohem Maße wettbewerbsfähige soziale Marktwirtschaft, die auf Vollbeschäftigung und sozialen Fortschritt abzielt“, welche sich der Vertrag von Lissabon in Art. 3 Abs. 2 und 3 EUV zum Ziel setzt, wird durch das ebenso globale wie neoliberale Markt- und Wettbewerbsprinzip des Vertrages (Art. 3 Abs. 3 und 5 EUV), durch die vorrangig der Preisstabilität verpflichtete Währungsunion (Art. 127 Abs. 1 AEUV), insbesondere aber durch die Nachrangigkeit der sozialen Zielsetzung konterkariert. Das Marktprinzip wird durch die Grundfreiheiten (Warenverkehrsfreiheit, Niederlassungsfreiheit, Dienstleistungsfreiheit, Arbeitnehmer​freizügig​keit und vor allem die Kapitalverkehrsfreiheit), welche den Binnenmarkt ausmachen (Art. 26 ff., 45 ff. AEUV), begründet. Diese Grundfreiheiten sind der Kern der Union und werden von den Organen der Union, vor allem deren Gerichtshof, mit aller Härte durchgesetzt. Sie lassen der Verwirklichung des Sozialprinzips in den Mitgliedstaaten keine Chance. Auch der Primat der Preisstabilität in der Währungspolitik geht zu Lasten der Beschäftigungspolitik. Das wirtschaftliche Stabilitätsprinzip, welches das Sozialprinzip gebietet, ist durch die Gleichrangigkeit der Preisniveaustabilität, des hohen Beschäftigungsstandes, des außenwirtschaftlichen Gleichgewichts und des stetigen Wachstums (magisches Viereck, so § 1 StabWG Deutschlands 1967) gekennzeichnet. Die wirtschaftsverfassungsrechtlichen Prinzipien der Union stehen einer Beschäftigungspolitik der Mitgliedstaaten entgegen und begünstigen dadurch im Interesse der globalen Wettbewerbsfähigkeit und mehr noch der globalen Verwertbarkeit des Kapitals das Marktprinzip. Mit dem Sozialprinzip ist das unvereinbar. Diese Wirtschaftsordnung zwingt, die Rechte der Arbeitnehmer zu schwächen, vor allem die Lohnquote zu senken, zumal die Währungsunion keine die unterschiedliche Leistungsfähigkeit der Volkswirtschaften ausgleichenden Wechselkurse kennt. Sie verhindert aber auch entgegen Art. 45 Abs. 1 ii der Verf. Irlands die durch das Sozialprinzip gebotene gerechte Verteilung des Volkseinkommens auf alle Menschen, also die Sozialpolitik im engeren Sinne. 

c) Kapitalverkehrsfreiheit zu Lasten der Menschen
Vor allem zieht die Union der Kapitalverwertung keine sozialen Grenzen. Die Kapitalverkehrsfreiheit (Art. 63 Abs. 1 AEUV) verwehrt es den Mitgliedstaaten, in die Standortpolitik der Unternehmen einzugreifen. Das setzt die Mitgliedstaaten dem sozialwidrigen Druck des (sogenannten) Systemwettbewerbs aus, vor allem dem Steuer-, Lohn- und Sozialwettbewerb, der eine allgemeine Pauperisierung der Bevölkerung mit sich bringt. Zudem stehen die Arbeitsplätze und damit das wesentliche Eigentum der Arbeitnehmer zur Disposition der (unmittelbaren und mittelbaren) Kapitaleigner, deren soziales Interesse schon dadurch nivelliert ist, daß sie (oft in fernen Ländern lebend) auf das Renditeinteresse begrenzt sind. Mittels der Kapitalverkehrsfreiheit wird der Einfluß der Völker auf ihre für ihr Leben schicksalhaften Unternehmen existentiell und demokratiewidrig geschmälert. 
Die Sozialpflichtigkeit des Eigentums, die Art. 43 Abs. 2 Satz 1 Verf. Irland durch die Verpflichtung des Staates, die Ausübung des Privateigentums „nach den Grundsätzen sozialer Gerechtigkeit“ zu regeln, klar zum Ausdruck bringt, kann nicht verwirklicht werden
. Sie steht auch nicht in der Charta der Grundrechte (Art. 17). Die weltweite Kapitalverkehrsfreiheit ermöglicht die fast unbegrenzten Finanzspekulationen, die in etwa 98 % des globalen Kapitalverkehrs ausmachen. Der kreditären Geldschöpfung, die zu Lasten der Realwirtschaft und damit der arbeitenden Menschen außerordentliche Risiken birgt, sind kaum Grenzen gezogen. Die Staaten haben durch die Kapitalverkehrsfreiheit die Hoheit über die Finanzmärkte weitestgehend eingebüßt. Die Sicherheit des Finanzverkehrs ist entgegen Art. 45 Abs. 2 iv Verf. Irland, der die Kreditüberwchung dem „Wohlergehen es Volkes in seiner Gesamtheit“ verpflichtet, in keiner Weise gewährleistet. Die weltweite Finanzkrise, ausgelöst durch nicht hinreichend besicherte Kredite an wenig begüterte Hauseigentümer in den Vereinigten Staaten, die wegen hoher Renditen von spekulierenden Geldinstituten (auch staatlichen, entgegen dem Recht) übernommen worden sind, hat zu einer Weltwirtschaftskrise geführt, welche die Menschen und Völker in die Armut treibt. Irland ist davon besonders betroffen. Der Staat hat in der globalisierten Wirtschaft der Europäischen Union keine Chance, Regelungen für Privatunternehmen durchzusetzen, welche sicherstellen, daß „die Öffentlichkeit vor unrechtmäßiger Ausbeutung“ geschützt wird, wie das Art. 45 Abs. 3 Satz 2 Verf. Irland verspricht. Das Recht auf Arbeit sucht man in der Grundrechtecharta vergeblich. Dafür kennt sie das Recht auf Zugang zu einem „unentgeltlichen Arbeitsvermittlungsdienst“ (Art. 29). Die Tarifautonomie, die in Deutschland in ihrem Kern zum Wesensgehalt der Koalitionsfreiheit gehört, wird lediglich „nach dem Gemeinschaftsrecht und den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten“ geschützt.

Das Binnenmarktprinzip und das Freihandelsprinzip liegen in der ausschließlichen Verantwortung der Union, die keine Sozialpolitik macht und wegen der Unterschiedlichkeit der Volkswirtschaften machen kann, zumal die Weltwirtschaftsordnung  Sozialpolitik nicht zuläßt.
d) Verlust der Währungshoheit

Die Geld‑/Kreditpolitik ist für die Entwicklung der Volkswirtschaft essentiell und existentiell
. Die Europäische Zentralbank ist nicht befähigt, eine für auch nur einen Mitgliedstaat tragfähige Zinspolitik zu administrieren, weil der Währungsraum nicht optimal ist. Irland leidet daran, daß durch die Währungsunion sein früherer Zinsvorteil in einen Zinsnachteil gewandelt ist. Das kreditäre Kapital wird abgezogen, weil es nicht mehr bedient werden kann. Die Realzinsen waren allzu gering, sogar negativ. Jetzt sind sie so hoch, daß sie nicht mehr erwirtschaftet werden können. Die Mitgliedstaaten mit stärkerer Inflation als insbesondere Deutschland büßen ihre Wettbewerbsfähigkeit mehr und mehr ein, weil sie nicht abwerten können. Das ruiniert ihre Wirtschaft. Der große Exportüberschuß Deutschlands geht weitgehend zu Lasten der Mitgliedstaaten mit inflationären Kosten. Ein Staat, der nicht mehr geldpolitisch auf die wirtschaftliche Lage reagieren kann, hat seine Wirtschaftshoheit und damit einen wesentlichen Teil seiner existentiellen Staatlichkeit verloren. Die mit der Währungsunion bezwecke Auflösung der mitgliedstaatlichen Volkswirtschaften ist Illusion, solange deren Leistungsfähigkeit, deren innere Gesetzlichkeiten und insbesondere deren sozialstaatlichen Verhältnisse heterogen sind. Mit dem Sozialprinzip, aber auch mit der Eigentumsgewährleistung, ja mit der politischen Freiheit, ist eine solche Entstaatlichung unvereinbar. Die Mitgliedstaaten sind außenwirtschaftlich entmachtet, weil die Handelspolitik (Art. 206 f. AEUV) der ausschließlichen Zuständigkeit der Union überantwortet ist (Art. 3 Abs. 1 lit. e AEUV) 
. Eine beschäftigungswirksame Beihilfepolitik ist den Mitgliedstaaten grundsätzlich untersagt (Art. 107 AEUV). Als Standortpolitik bleibt entgegen Art. 45 Abs. 2 Verf. Irland nur die sogenannte Lohnflexibilisierung, also die Absenkung der Löhne, oder eben wegen der eindimensionalen Globalisierung die von dem grenzüberschreitenden Wettbewerb erzwungene Arbeitslosigkeit, weil die sozialen Standards, denen Irland verpflichtet ist, nicht globalisiert sind, vor allem nicht die menschenrechtlichen Standards, deren Verwirklichung das Sozialprinzip gebietet, wie insbesondere ein Arbeitsentgelt, welches einen angemessenen Lebensunterhalt auch für die Familie im Sinne der Artikel 41 Abs. 2 und 45 Abs. 2 i Vef. Irland ermöglicht.
e) Herkunftslandprinzip/Prinzip der gegenseitigen Anerkennung

Allein mit den nahezu auf alle Bereiche der Politik anwendbaren Grundfreiheiten ist die existentielle Staatlichkeit wesentlich auf die Union übergegangen. Der Gerichtshof der Europäischen Union entfaltet die Grundfreiheiten extensiv mit immer neuen nicht erwarteten Judikaten. Im Laufe seiner Rechtsprechung hat er das Prinzip der gegenseitigen Anerkennung der Mitgliedstaaten und damit das Herkunftslandprinzip durchgesetzt
. Dadurch haben die Völker die Hoheit über die Verhältnisse in ihren Ländern weitgehend eingebüßt. Sie können nur noch sehr begrenzt auf die Arbeitsverhältnisse in ihrem Lande Einfluß nehmen, wenn Unternehmen anderer Mitgliedstaaten in ihrem Land Dienstleistungen erbringen, oder die Lebensmittelqualität bestimmen, wenn Lebensmittel aus anderen Mitgliedstaaten nach deren Praktiken geliefert werden, welche diese auch vom globalen Markt bezogen haben können. Die unmittelbare Anwendbarkeit und der Vorrang der Grundfreiheiten, wie sie der Gerichtshof (seit langem) praktiziert
, haben die Mitgliedstaaten weitgehend entmachtet. Mit dem demokratischen Prinzip ist das unvereinbar.

5. Verlust nationaler Rechtshoheit 

a) Rechtsmacht des Gerichtshofs der Europäischen Union
Zur existentiellen Staatlichkeit eines Volkes als eines existentiellen Staates gehört die Rechtshoheit, jedenfalls das letzte Wort in Sachen des Rechts. Die Verfassung Irlands bezieht dieses Prinzip in Art. 6 zu Recht in die „Regierungsgewalt“ des Volkes, in dessen Souveränität, ein; denn Fragen des Rechts sind Fragen der „nationalen Politik“, sogar die wichtigsten. Die Rechtsprechung in den Grundsatzfragen des Rechts, insbesondere in den Grundrechtefragen, bedarf der starken demokratischen Legitimation durch das Volk, in dessen Namen das Recht gesprochen wird
. Nicht nur die Rechtsetzung ist in existentiellen Lebensbereichen weitestgehend der Europäischen Union übertragen, sondern auch die Rechtsprechung, nicht nur weil die Rechtsetzung vergemeinschaftet ist und das Unionsrecht nach unionsrechtlichen Prinzipien angewandt wird, sondern weil der Europäische Gerichtshof die Verantwortung für das Recht im hohen Maße an sich gezogen hat, ohne daß ihm diese durch die Unionsverträge übertragen worden war. Jedes Gericht ist verpflichtet, das Unionsrecht so anzuwenden, wie es der Gerichtshof auslegt. Seit mehr als 40 Jahren
 beansprucht es unmittelbare Anwendbarkeit und Vorrang (17. Erklärung zum Vertrag von Lissabon). Der Gerichtshof hat dadurch die Macht eines höchsten Verfassungsgerichts usurpiert
. Die integrationspolitischen Verfassungsänderungen Irlands haben diesen Anwendungsvorrang ohne Schranken akzeptiert. Das ist bedenklich, wenn das zu Lasten des letzten Wortes des Irischen Volkes in den Fragen der nationalen Politik geht, wie insbesondere bei existentiellen Judikaten des Gerichtshofs der Europäischen Union. legt das Unionsrecht für alle mitgliedstaatlichen Gerichte verbindlich aus und hat dadurch die existentielle Rechtsprechungshoheit für die gesamte Union erlangt. 

b) Grundrechteverantwortung des Gerichtshofs der Europäischen Union
Der Gerichtshof hat die Grundrechteverantwortung für alle Rechtsakte der Union (zunächst ohne Text) an sich gezogen, die ihm aber auch insbesondere vom deutschen Bundesverfassungsgericht zugeschoben worden ist
 Dadurch hat die Gerichtsbarkeit der Mitgliedstaaten die Verantwortung für die Rechtlichkeit der Politik weitestgehend eingebüßt. Das ist zugleich ein herber Verlust an Rechtlichkeit. Der Europäische Gerichtshof hat in seiner mehr als fünfzigjährigen Praxis noch nicht einen Rechtsetzungsakt der Union als grundrechtewidrig erkannt. Der Grundrechteschutz läuft somit gegenüber der Rechtsetzung der Union leer. Das deutsche Bundesverfassungsgericht hat lediglich eine Art Widerstandsgrenze gezogen, deren Voraussetzung, nämlich die allgemeine Mißachtung des „unabdingbaren Grundrechtsstandards“
 so gut wie unnachweisbar ist. Der Gerichtshof und das Gericht der Europäischen Union sind nicht nur strukturell ungeeignet, die Grundrechte zu schützen, weil die Richter, die alle aus einem anderen Mitgliedstaat kommen, keine einheitliche Rechtskultur haben und allenfalls rudimentär kommunizieren können (obwohl die Grund​rechterechtsprechung eine stringente Dogmatik voraussetzt), sondern weil sich der Gerichtshof als Motor der Integration versteht und sich nicht veranlaßt sieht, die Integration zu verzögern oder gar zu behindern. Im übrigen sind die vertraglichen Grundlagen seiner Rechtsprechung, vor allem die Grundfreiheiten des Binnenmarktes, aber auch die Grundrechte, die bisher nicht einmal eine verbindliche textliche Grundlage hatten, wie auch die Politiken derart offen und weit formuliert, daß sie nicht zu binden vermögen. 

c) Demokratischer Legitimationsmangel des Europäischen Gerichtshofs

Die außerordentliche, nicht einmal gemäß dem rechtsstaatlichen Bestimmtheitsprinzip gebundene Macht des Gerichtshofs der Europäischen Union bedarf eigentlich einer besonders starken Legitimation durch die Völker, deren Lebensverhältnisse der Gerichtshof umzuwälzen pflegt. Demgegenüber entbehrt der Gerichtshof für die Grundsatz- und Grundrechterechtsprechung der demokratischen Legitimation gänzlich. Die Richter werden ausgerechnet von den Regierungen der Mitgliedstaaten vorgeschlagen und (erst nach dem Lissaboner Vertrag) nach Anhörung eines (fragwürdigen) Ausschusses (Art. 254 AEUV), der zur Eignung der Bewerber für das Amt Stellung nehmen soll, in deren Einvernehmen, nur auf sechs Jahre mit der Möglichkeit erneuter Ernennung (also abhängig), ernannt (Art. 19 Abs. 2 UAbs. 3 S. 2 EUV), ausgerechnet von den Gegenspielern der Grundrechte. Jeder Mitgliedstaat stellt einen Richter im Gerichtshof und im Gericht (Art. 19 Abs. 2 UAbs. 1 und 2 EUV). Folglich sind je sechsundzwanzig Richter des Gerichtshofs und des Gerichts den Völkern der Union fremd. Den volksfremden Richtern ist aber auch die Rechtsordnung der Völker fremd, in die sie durch ihre Unionsrechtsprechung (durchaus stärker als die Gesetzgeber) einwirken. Der betont religiösen (katholischen) Rechtsordnung Irlands (Präambel; Familienverfassung in Art. 41) wird die durch und durch säkulare Vertragsordnung und Rechtsprechung der Union, deren wichtigstes Prinzip das (sogenannte) Diskriminierungsverbot ist, keinesfalls gerecht. Das ist obrigkeitliche Bevormundung. Sie wird von den Staats- und Regierungschefs akzeptiert, weil sie vielfach die Politik durchsetzt, auf die sich selbst nicht zu einigen vermögen. Der Gerichtshof stärkt auch die Macht der Kommission und des Rates, weil er deren Politik apologetisch zu stützen pflegt. Durch die Umwandlung der Grundfreiheiten in subjektive Rechte jedes Bürgers und vor allem jedes Unternehmens in der Union
 hat der Gerichtshof seine Macht weit ausgedehnt. 

6. Niedergang der Grundrechtekultur

a) Schwächung des Grundrechteschutzes

Der Schutz der Grundrechte ist für einen Rechtsstaat, der demokratisch sein muß, existentiell. Der Grundrechteschutz ist aber durch die europäische Integration in schlechte, nämlich nicht demokratisch legitimierte, Hände geraten, wie die Praxis des Europäischen Gerichtshofs während eines halben Jahrhunderts erweist. Die Grundrechtecharta der Europäischen Union, die im Dezember 2000 in Nizza deklariert wurde und jetzt (mit geringen Änderungen) durch Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 EUV für verbindlich erklärt wird, ist der schäbigste Menschenrechtstext, der jemals in der freien Welt formuliert wurde
. Die Grundrechte sind nicht nur textlich weitestgehend geschwächt, sondern die allgemeinen Prinzipien der Grundrechteanwendung schwächen die Intensität des Grundrechteschutzes. Der Grundrechtetext enthält gut zwanzig unterschiedliche Formulierungen für die Intensität des Grundrechteschutzes, etwa die Worte „garantieren“, „schützen“, „einhalten“, „gewährleisten“, „anerkennen und achten“, „das Recht auf Achtung haben“, „achten“, „verboten sein“, „das Recht haben“, „frei sein“, usw. Wesentliche Grundrechte sind mit dem Wort „achten“ formuliert, das nur einen geringe Schutzintensität verspricht, wenn es überhaupt subjektive Rechte begründet, etwa die akademische Freiheit, die Medienfreiheit, die Unternehmensfreiheit. „Achten“ bedeutet, daß die Politik diese „Grundrechte“ neben anderen Aspekten zu berücksichtigen hat, mehr nicht. Ob aus diesen Grundrechten wirksame Grenzen für die Politik der Union gezogen werden werden, steht dahin. Die politische Freiheit wird in der Grundrechtecharta überhaupt nicht geschützt. 

b) Ermöglichung der Todesstrafe und der Tötung im „Aufstand“ oder „Aufruhr“

Die Grundrechtecharta ermöglicht entgegen der durch das Menschenwürdeprinzip gebotenen Abschaffung der Todesstrafe (Art. 102 GG) die Wiedereinführung der Todesstrafe im Kriegsfall oder bei unmittelbar drohender Kriegsgefahr, aber auch die Tötung von Menschen, um einen Aufstand oder einen Aufruhr niederzuschlagen. Maßgeblich ist eben nicht der vollmundige Art. 2 Abs. 2 der Charta, der die Verurteilung zur Todesstrafe und die Hinrichtung verbietet, sondern die Erklärung zu diesem Artikel, die aus der Menschenrechtskonvention von 1950 stammt (vgl. Art 6 Abs. 1 UAbs. 3 EUV und Präambel Abs. 2 S. 2 und Art 52 Abs. 3 der Charta). Die Ermächtigungen der Union im Bereich der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik genügen, um im Interesse der Effizienz der Missionen, der Bekämpfung des Terrorismus oder auch der Verteidigung die Todesstrafe einzuführen. Das setzt freilich die Teilnahme Irlands an solchen Missionen voraus. Aufstände oder Aufruhre kann man auch in bestimmten Demonstrationen sehen. Operative Maßnahmen der europäischen Polizei (Europol) und der polizeilichen Behörden anderer Mitgliedstaaten können nach Art. 88 Abs. 2 Buchstabe b und Art 89 AEUV von der Union geregelt werden. Der tödliche Schußwaffengebrauch ist in solchen Situationen nach der Grundrechtecharta keine Verletzung des Rechts auf Leben. Die Gebietshoheit der Mitgliedstaaten schwindet zunehmend.
c) Keine Grundrechtebeschwerde

Eine Grundrechtebeschwerde, wie die verfassungsstaatlich unverzichtbare Verfassungsbeschwerde nach dem deutschen Grundgesetz (Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG), kennt die Grundrechtecharta nicht. Die Grundrechte werden (wenn überhaupt) nur im Rahmen anderer Prozesse geschützt. Die Bürger können Rechtsetzungsakte der Union nicht unmittelbar dem Europäischen Gerichtshof zur Grundrechteprüfung vorlegen.

Der schöne Begriff des „Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ (Art. 67 ff. AEUV) verbirgt den stetigen Verlust nicht nur an Sicherheit in der Union, sondern auch an Rechtlichkeit und damit Freiheitlichkeit. Der große, entgrenzte Raum der Union schafft für jede Art von organisierter Kriminalität geeignete Voraussetzungen.

7. Existentielle Strafpolitik der Europäischen Union
a) Mindestvorschriften für Straftaten und Strafen
Zunehmend wird die Harmonisierung des Zivil- und Zivilprozeßrechts unausweichlich. Das ist ein weiterer Entwicklungsschritt des Unionsstaates. Die Zusammenarbeit in der Justizpolitik wird nicht nur intensiviert, sondern die Justizpolitik wird durch den Vertrag von Lissabon wesentlich der Union übertragen. Diese wird ermächtigt, in Bereichen „besonders schwerer Kriminalität“ Mindestvorschriften zur Festlegung von Straftaten und Strafen zu erlassen. Genannt werden Terrorismus, Menschenhandel und sexuelle Ausbeutung von Frauen und Kindern, illegaler Drogenhandel, illegaler Waffenhandel, Geldwäsche, Korruption, Fälschung von Zahlungsmitteln, Computerkriminalität und organisierte Kriminalität, die eine grenzüberschreitende Dimension haben (Art. 83 AEUV). Das gilt auch für harmonisierte Politikbereiche (Absatz 2). Für weitere Bereiche der Kriminalität kann sich die Union je nach Entwicklung die Befugnis (autonom) geben, Mindestvorschriften für Straftaten und Strafen zu erlassen (Absatz 1 Unterabsatz 2), also auch für die Abtreibung. Im sogenannten Notbremseverfahren kann Irland allerdings solche Regelungen abwehren, wenn „grundlegende Aspekte seiner Strafrechtsordnung berührt würden (Absatz 3). 
Auch für das Strafverfahrensrecht werden Mindestvorschriften der Union ermöglicht (Art. 82 Abs. 2 AEUV). Die Zusammenarbeit der Strafverfolgungsbehörden und der Polizei im übrigen werden gefestigt. Eurojust kann in die Ermittlungsarbeit der Mitgliedstaaten einwirken (Art. 85 AEUV). Es kann eine Europäische Staatsanwaltschaft zur Bekämpfung bestimmter Straftaten zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union eingerichtet werden (Art. 86 AEUV). Die Europäische Staatsanwaltschaft kann sogar vor den Gerichten der Mitgliedstaaten die Aufgaben der Staatsanwaltschaft wahrnehmen. Diese Befugnisse greifen tief in die existentielle Strafhoheit der Mitgliedstaaten ein. 

b) Europäischer Haftbefehl

Augenfälliger Ausdruck der existentiellen Staatlichkeit der Union ist der Rahmenbeschluß über den Europäischen Haftbefehl vom 7. Juni 2002, der wiederum auf dem Prinzip der gegenseitigen formalen Anerkennung beruht. Er ermöglicht die Auslieferung der Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten an einen anderen Mitgliedstaat, wenn dieser einen Haftbefehl gegen ihn erlassen hat, selbst dann, wenn die Handlungen des Betroffenen in seinem Heimatland straflos waren. Der existentielle Schutz des Bürgers durch seinen Staat, die Grundlage des Staat-Bürger-Verhältnisses, wird relativiert. Zu diesem Zweck ist  in Deutschland das Grundrecht des Art. 16 Abs. 2 GG, wonach kein Deutscher an das Ausland ausgeliefert werden darf, durch einen Satz 2 ergänzt und aufgeweicht worden; denn jetzt dürfen Deutsche an einen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder an einen internationalen Gerichtshof ausgeliefert werden, „soweit rechtsstaatliche Grundsätze gewahrt sind“. Diese Regelung ist ein schwerer Einbruch in den rechtsstaatlichen Bürgerschutz. Die Rechtsstaatlichkeit der Mitgliedstaaten gilt als anerkannt. Der Europäische Haftbefehl materialisiert den Grundsatz der Unionsbürgerschaft und ist damit ein wichtiger Teil der existentiellen Staatlichkeit der Union, ja materialisiert einen existentiellen Unionsstaat, freilich ohne Unionsvolk und ohne demokratische Legitimation. 

8. Generelle Ermächtigungen der Europäischen Union
Der Union sind weitgehende Kompetenz-Kompetenzen zu übertragen (Art. 48 Abs. 6 EUV, Art. 311 Abs. 3 und Art. 352 AEUV).

a) Flexibilisierungsklausel

Die Flexibilisierungsklausel des Art. 352 AEUV ermöglicht es dem Rat, einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach Zustimmung des Europäischen Parlaments zur Verwirklichung der überaus weit gesteckten Ziele der Union nach Art. 3 EUV geeignete Vorschriften zu erlassen, auch wenn die Verträge Befugnisse nicht vorsehen. Alle Formen des Handelns, insbesondere die verschiedenen Rechtsakte, kommen in Betracht. Auf dieser Grundlage kann sich die Union so gut wie jede Befugnis verschaffen, ohne daß die Mitgliedstaaten dem zustimmen müssen. Letztere können lediglich ihre (kläglichen) Einwendungen aus dem Subsidiaritätsprinzip (dazu 9) zur Geltung bringen (Absatz 2). Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten können auf dieser Grundlage nicht harmonisiert werden, wenn das von den Verträgen ausgeschlossen ist (Absatz 3). Diese Kompetenz-Kompetenz geht deutlich über die entsprechende Generalklausel des jetzigen Art. 308 EGV hinaus, welche auf die Verwirklichung des Gemeinsamen Marktes beschränkt war.
b) Finanzpolitische Generalklausel

Der Verfassungsvertrag ermächtigt die Union in einer finanzpolitischen Generalklausel (Art. 311 Abs. 1 AEUV), „sich mit den erforderlichen Mitteln auszustatten, um ihre Ziele erreichen und ihre Politik durchführen zu können“. Diese Generalklausel wie schon die gleiche des Maastricht-Vertrages (Art. 6 Abs. 4 EUV geltender Fassung) hat das deutsche Bundesverfassungsgericht zu einer politischen Absichtserklärung herabgestuft
 Die Union soll aber nach Absatz 3 S. 2 durch ein Gesetz des Rates im besonderen Gesetzgebungsverfahren, der zwar einstimmig beschließt, aber das Europäische Parlament nur anhören muß, „neue Kategorien von Eigenmitteln“ einführen oder bestehende Kategorien abschaffen können. Diesem Gesetz müssen die Mitgliedstaaten zwar „im Einklang mit ihren jeweiligen verfassungsrechtlichen Vorschriften“ zustimmen, wer aber zustimmen muß ist Sache der nationalen Verfassungen. Das Gesetz des Rates ist kein völkerrechtlicher Vertrag und ändert die irische Verfassung nicht, weil die Ermächtigung bereits im Vertrag von Lissabon erfolgt ist. Es genügt darum die Zustimmung der Regierung. Die Regelung ermöglicht der Union, europäische Steuern einzuführen. An der Verbindlichkeit einer derartigen Generalklausel wäre der Maastricht-Vertrag gescheitert. Die Zugeständnisse der Staats- und Regierungschefs für Irland ändern daran, wie gesagt, nichts.
c) Vereinfachtes Vertragsänderungsverfahren

Im vereinfachten Vertragsänderungsverfahren kann der Europäische Rat (die Staats- und Regierungschefs mit dem Präsidenten des Europäischen Rates und dem Präsidenten der Kommission, Art. 15 Abs. 2 EUV) einstimmig durch Beschluß „alle oder einen Teil der Bestimmungen des Dritten Teils des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union“ über „die internen Politikbereichen der Union“ ändern (Art. 48 Abs. 6 UAbs. 2 EUV). Dafür müssen das Europäische Parlament und die Kommission, bei institutionellen Änderungen im Währungsbereich die Europäische Zentralbank (lediglich) angehört werden. Zwar müssen die Mitgliedstaaten (wiederum) „im Einklang mit ihren jeweiligen verfassungsrechtlichen Vorschriften“ zustimmen. Das setzt aber die Zustimmung des Irischen Volkes nur voraus, wenn Irland (die Regierung, das Parlament oder der Oberste Gerichtshof) solche (autonomen) Vertragsänderungen wie das deutsche Bundesverfassungsgericht
 als vertragsanaloge Verfassungsändereungen behandelt; denn der Beschluß ist an sich kein völkerrechtlicher Vertrag ist. Das bleibt abzuwarten. Der Vertrag von Lissabon sieht eine Ratifikation eines solchen Beschlusses durch die Mitgliedstaaten nicht vor. Zwar darf der Beschluß des vereinfachten Änderungsverfahrens die Zuständigkeiten der Union nicht über die im Rahmen des Vertrages übertragenen Zuständigkeiten ausdehnen (UAbs. 3), aber die Zuständigkeiten sind in Art. 3 AEUV (ausschließliche Zuständigkeit) und Art. 4 AEUV (geteilte Zuständigkeit) denkbar weit geregelt, etwa im Bereich der ausschließlichen Zuständigkeit die „Festlegung der für das Funktionieren des Binnenmarktes erforderlichen Wettbewerbsregeln“, „Währungspolitik für die Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro ist“, im Bereich der geteilten Zuständigkeit „Binnenmarkt“, „Sozialpolitik hinsichtlich der in diesem Vertrag genannten Aspekte“, „wirtschaftlicher, sozialer und territorialer Zusammenhalt“, „Umwelt“, Verbraucherschutz“, „Energie“, „Raum der Freiheit der Sicherheit und des Rechts“ usw. In der Regelung der internen Politikbereiche und Maßnahmen im Dritten Teil des Arbeitsvertrages, welche die Ermächtigungen und die Gesetzgebungsverfahren näher regeln, sind die Zuständigkeiten als solche nicht benannt und nicht eingeengt. Das vereinfachte Änderungsverfahren ermöglicht somit eine völlige Änderung des Vertrages in den wesentlichen Bereichen der Union, nämlich des Binnenmarktes, der Wirtschafts- und Währungsunion, der Politik in anderen Bereichen und sogar in dem Bereich des Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, also in der Justiz- und Polizeipolitik. Dadurch wird auch die Umgestaltung der Europäischen Zentralbank ermöglicht, etwa die Abschaffung der Unabhängigkeit der Zentralbank. Diese Änderungen des Vertrages muß kein Konvent vorbereiten. Ihnen müssen die Völker nicht in Referenden zustimmen, nicht einmal die nationalen Parlamente werden von Vertrags wegen in die Willensbildung einbezogen. Ermächtigt werden mit dem Europäischen Rat vor allem die Staats- und Regierungschefs, die Führer Europas. Dieses Ermächtigungsgesetz ist mit der existentiellen Staatlichkeit, zu der vor allem die Verfassungshoheit der Mitgliedstaaten gehört, schlechterdings unvereinbar.  Mehrere spezielle Evolutivklauseln kommen hinzu. 
Außerdem gibt es mannigfache Brückenklauseln, nach denen die Union autonom vom Einstimmigkeits- zum Mehrheitsprinzip übergehen kann, insbesondere die allgemeine Brückenklausel des Art. 46 Abs. 7 EUV. Derartige Beschlüsse sind auch wesentliche Vertragsänderungen, denen das Irische Volk aus den genannten Gründen zustimmen müßte.
9. Entwertetes Subsidiaritätsprinzip
a) Der Vertrag von Lissabon verankert das Subsidiaritätsprinzip in Art. 5 Abs. 1 S. 1, Abs. 3 und 4 als Ausübungsregelung neben dem Grundsatz der begrenzten Einzelermächtigung (Absatz 1 S. 1 und Absatz 2) und dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit (Absatz 1 S. 2 und Absatz 4). Diese Regelung ist unverändert der Kritik des unionsrechtlichen Subsidiaritätsprinzips ausgesetzt
. Soweit der Bereich ausschließlicher Unionszuständigkeiten betroffen ist, wird die Anwendbarkeit des Prinzips der Subsidiarität bereits durch den Vertrag (Art. 5 Abs. 3 EUV) ausdrücklich ausgeschlossen. Die konkurrierende Kompetenzausübung aufgrund der geteilten Zuständigkeit der Union (Art. 4 AEUV) ist wegen der durch das offene Subsidiaritätsprinzip nicht bestimmten Zuständigkeitsbereiche der Union und der Mitgliedstaaten letztlich der Finalität des Integrationsprozesses verpflichtet. Für die Notwendigkeit („besser zu verwirklichen“) der Angleichung des mitgliedstaatlichen Rechts lassen sich „wegen ihres Umfangs und ihrer Wirkungen auf Unionsebene“ stets „Ziele“ der Union aufzeigen, welche die Zuständigkeit der Union rechtfertigen. Der Versuch einer Begrenzung der Unionszuständigkeiten durch das Subsidiaritätsprinzip, wie es Art. 5 Abs. 3 EUV formuliert, ist folglich untauglich und damit zum Scheitern verurteilt. Die Praxis des Subsidiaritätsprinzips beweit das. Wichtig ist allemal, wer mit welcher Intention über die Subsidiarität befindet.
Neu ist allerdings, daß die nationalen Parlamente auf die Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips achten können (und sollen, Art. 5 Abs. 3 Unterabs. 2 S. 2 EUV). Das Nähere ist im Protokoll über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit geregelt. Die nationalen Parlamente oder die Kammern eines dieser Parlamente können binnen (nunmehr) acht Wochen nach Zuleitung eines Entwurfs eines Gesetzgebungsaktes der Union begründet darlegen, daß dieser nicht mit dem Subsidiaritätsprinzip vereinbar sei. Die Stellungnahmen der nationalen Parlamente werden lediglich berücksichtigt. Erreicht die Anzahl der Ablehnungen mindestens ein Drittel der Gesamtzahl der den nationalen Parlamenten zugewiesenen zwei Stimmen, so muß der Entwurf „überprüft“ werden. Diese Schwelle beträgt nur ein Viertel der Stimmen, wenn es sich um einen Entwurf eines Gesetzgebungsaktes handelt, der den Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts betrifft. Das sind der Sache nach die Parlamente von neun bzw. sieben Mitgliedstaaten. Wenn die Kommission an dem Entwurf festhält wird, muß sie das zu begründen, mehr nicht. Im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren gelten Besonderheiten: Nach näherer Regelung können der Rat mit 55 % der Mitglieder oder das Europäische Parlament mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen den Gesetzgebungsvorschlag zurückweisen. Diese Verfahren verlagern die Subsidiaritätsverantwortung auf die Union. Die Subsidiaritätslage ist in jedem Land unterschiedlich, aber große Länder wie Deutschland haben nicht mehr Stimmen als kleine wie Malta. Es ist nicht ersichtlich, daß die Europäische Union irgendeine Kompetenz für eine Politik hat, die insbesondere Deutschland allein nicht „ausreichend verwirklichen“ könnte, meist besser, jedenfalls demokratisch weitaus stärker legitimiert. Aber auch umgekehrt haben Kleinstaaten Verhältnisse, welche einer gemeinschaftlichen Politik eher entgegenstehen als die Verhältnisse von Großstaaten, etwa die Regelung des Bankgeheimnisses.

Über die Klagen wegen Verstoßes eines Gesetzgebungsaktes gegen das Subsidiaritätsprinzip, auf zwei Monate befristet,  hat der Gerichtshof der Union zu entscheiden (Art. 8 des Protokolls). Dieser Gerichtshof läßt jedoch wenig Schutz des Subsidiaritätsprinzips erwarten. Mit diesem Verfahren sollen die nationalen Gerichte von der Subsidiaritätsrechtsprechung ausgeschlossen werden. Das letzte Wort muß aber auch in der Subsidiaritätsfrage das Irische Volk, zumindest das Oberste Gericht, haben, weil von der Subsidiaritätsentscheidung die Gesetzgebungsbefugnis der Union oder eben des irischen Gesetzgebers abhängt. Das ist eine Verfassungsfrage.
b) Das Subsidiaritätsprinzip ist ein Strukturprinzip der Demokratie. Demokratie gibt es nur in kleinen Einheiten
. Das Subsidiaritätsprinzip ordnet die Kompetenzen entgegen dem Zentralismus im Sinne des Vorrangs der kleinen Einheiten. Demgemäß ist eine Verletzung des Subsidiaritätsprinzips immer zugleich eine Verletzung des demokratischen Prinzips. Auch die Vertretung des Volkes durch das Parlament ist nur verfassungsgemäß geordnet, wenn die Integrationspolitik das Subsidiaritätsprinzip achtet. Allemal die Kompetenz-Kompetenzen mißachten neben dem Prinzip der begrenzten Ermächtigung auch das Subsidiaritätsprinzip. Richtigerweise muß das Subsidiaritätsprinzip durch die primärrechtlichen Vertragstexte materialisiert werden. Bereits die Übertragung der Hoheitsrechte muß dem Grundsatz der Subsidiarität genügen, auch deswegen, weil nur das primäre Unionsrecht als Verfassungsänderung der Zustimmung durch Volksentscheid bedarf. Das sekundäre Unionsrecht wird wegen des praktizierten Vorrangs des Unionsrechts vor dem nationalen Recht letztverantwortlich von den Unionsgerichten daraufhin überprüft, ob es dem primären Gemeinschaftsrecht entspricht, insbesondere den Grundrechten und nunmehr auch dem Subsidiaritätsprinzip. Das ist der verfassungswidrige Zweck des Art. 5 Abs. 3 EUV, des Protokolls über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit.
10. Ausblick
Ein vereintes Europa muß der Verfassung der Menschheit des Menschen, der Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit im Sinne des Weltrechtsprinzips des Art. 1 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte genügen. Es muß ein europäisches Europa sein. Ein solches ist durch die Einheit des demokratischen, des rechtsstaatlichen, des sozialen und des nationalen Prinzips gekennzeichnet. Ein vereintes Europa kann  um der Freiheit willen nur eine Republik der Republiken sein. Nur wirklich föderalisiert kann es dem demokratischen Prinzip genügen und dadurch Rechts- und Sozialstaatlichkeit wahren. Durch Verträge Rechtsverhältnisse unter den europäischen Nachbarn zu begründen ist um des Friedens willen Pflicht. Aber die Verträge müssen die Prinzipien des Rechts wahren, die uns die Aufklärung lehrt. Die Europäische Union braucht neue Verträge. Die Besten der Völker, von den Menschen gewählt, nicht von der Parteienoligarchie entsandt, müssen ein Vertragswerk erarbeiten, dem jedes einzelne Volk zuzustimmen vermag, das ein Europa der Völker durch die Menschen und für die Menschen schafft, die in einem solchen Gemeinwesen Bürger seien können.
Die Europäische Union des Lissabonner Vertrages ist ein zentralistischer Großstaat mit Restelementen von Eigenstaatlichkeit der Mitgliedstaaten. Sie will zu den Weltmächten gehören und rüstet mehr und mehr zum großen Krieg. Ihre politischen Strukturen tendieren zur bürokratischen Diktatur. Die Völker Europas setzen ihre ganze Hoffnung darauf, daß das Irische Volk, stellvertretend für alle Menschen in der Union, No zu dem Unrecht des Vertrages von Lissabon sagt. Sonst gnade uns GOTT.
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